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Unter Bezugnahme auf das Ergebnis der Erörterungen mit den obersten Finanzbehörden der 
Länder gilt für die Anwendung des § 35a EStG Folgendes: 
 
I Haushaltsnahe Beschäftigungsverhältnisse oder Dienstleistungen im Sinne des 

§ 35a EStG 
 
1. Haushaltsnahes Beschäftigungsverhältnis (§ 35a Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 und 2 EStG) 

1 Der Begriff des haushaltsnahen Beschäftigungsverhältnisses ist gesetzlich nicht definiert. Er 
verlangt eine Tätigkeit, die einen engen Bezug zum Haushalt hat. Zu den haushaltsnahen 
Tätigkeiten gehören u.a. die Zubereitung von Mahlzeiten im Haushalt, die Reinigung der 
Wohnung des Steuerpflichtigen, die Gartenpflege und die Pflege, Versorgung und Betreuung 
von Kindern - sofern die Aufwendungen nicht dem Grunde nach unter die §§ 4f, 9 Abs. 5 
Satz 1 oder § 10 Abs. 1 Nr. 5 oder 8 EStG fallen - und von kranken, alten oder pflegebedürfti-
gen Personen. Die Erteilung von Unterricht (z.B. Sprachunterricht), die Vermittlung besonde-
rer Fähigkeiten, sportliche und andere Freizeitbetätigungen fallen nicht darunter. 
 
2. Geringfügige Beschäftigung im Sinne des § 8a SGB IV (§ 35a Abs. 1 Satz 1  

Nr. 1 EStG) 
2 Die Steuerermäßigung nach § 35a Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 EStG kann der Steuerpflichtige nur 

beanspruchen, wenn es sich bei dem haushaltsnahen Beschäftigungsverhältnis um eine 



 
Seite 2  geringfügige Beschäftigung im Sinne des § 8a SGB IV handelt. Es handelt sich nur dann  

um ein geringfügiges Beschäftigungsverhältnis im Sinne dieser Vorschrift, wenn der Steuer-
pflichtige am Haushaltsscheckverfahren teilnimmt. Es ist jedoch zu berücksichtigen, dass 
nicht jedes Beschäftigungsverhältnis im Sinne des § 8a SGB IV nach § 35a Abs. 1 Satz 1 
Nr. 1 EStG begünstigt ist, weil hiernach nur geringfügige Beschäftigungsverhältnisse erfasst 
werden, die in einem inländischen Haushalt ausgeübt werden. § 8a SGB IV setzt dagegen 
lediglich voraus, dass die geringfügige Beschäftigung durch einen privaten Haushalt begrün-
det ist. Da Wohnungseigentümergemeinschaften und Vermieter im Rahmen ihrer Vermieter-
tätigkeit nicht am Haushaltsscheckverfahren teilnehmen können, sind von diesen eingegan-
gene geringfügige Beschäftigungsverhältnisse nicht nach § 35a Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 EStG 
begünstigt (zur Berücksichtigung siehe Rdnr. 8). 
 
3. Beschäftigungsverhältnisse mit nahen Angehörigen oder zwischen Partnern einer 

eingetragenen Lebenspartnerschaft bzw. einer nicht ehelichen Lebensgemein-
schaft (§ 35a Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 und 2 EStG) 

3 Da familienrechtliche Verpflichtungen grundsätzlich nicht Gegenstand eines steuerlich anzu-
erkennenden Vertrags sein können, kann zwischen in einem Haushalt zusammenlebenden 
Ehegatten (§§ 1360, 1356 Abs. 1 BGB) oder zwischen Eltern und in deren Haushalt lebenden 
Kindern (§ 1619 BGB) ein haushaltsnahes Beschäftigungsverhältnis im Sinne des § 35a 
Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 oder 2 EStG nicht begründet werden. Dies gilt entsprechend für die Part-
ner einer eingetragenen Lebenspartnerschaft. Auch bei in einem Haushalt zusammenlebenden 
Partnern einer nicht ehelichen Lebensgemeinschaft oder einer nicht eingetragenen Lebens-
partnerschaft kann regelmäßig nicht von einem begünstigten Beschäftigungsverhältnis ausge-
gangen werden, weil jeder Partner auch seinen eigenen Haushalt führt und es deshalb an dem 
für Beschäftigungsverhältnisse typischen Über- und Unterordnungsverhältnis fehlt. 
 

4 Haushaltsnahe Beschäftigungsverhältnisse mit Angehörigen, die nicht im Haushalt des 
Steuerpflichtigen leben (z.B. mit Kindern, die in einem eigenen Haushalt leben), können 
steuerlich nur anerkannt werden, wenn die Verträge zivilrechtlich wirksam zustande gekom-
men sind, inhaltlich dem zwischen Fremden Üblichen entsprechen und tatsächlich auch so 
durchgeführt werden. 
 
4. Haushaltsnahe Dienstleistung (§ 35a Abs. 2 Satz 1 EStG) 

5 Zu den haushaltsnahen Dienstleistungen im Sinne des § 35a Abs. 2 Satz 1 EStG gehören  
nur Tätigkeiten, die nicht zu den handwerklichen Leistungen im Sinne des § 35a Abs. 2  
Satz 2 EStG gehören, gewöhnlich durch Mitglieder des privaten Haushalts erledigt werden 
und für die eine Dienstleistungsagentur oder ein selbständiger Dienstleister in Anspruch 
genommen wird, wie z.B.: 
 

- Reinigung der Wohnung (z.B. durch Angestellte einer Dienstleistungsagentur  
oder einen selbständigen Fensterputzer), 
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- Gartenpflegearbeiten (z.B. Rasenmähen, Heckenschneiden). 
 

6 Personenbezogene Dienstleistungen (z.B. Frisör- oder Kosmetikerleistungen) sind keine haus-
haltsnahen Dienstleistungen, selbst wenn sie im Haushalt des Steuerpflichtigen erbracht wer-
den. Diese Leistungen können jedoch zu den Pflege- und Betreuungsleistungen im Sinne der 
Rdnr. 9 gehören, wenn sie im Leistungskatalog der Pflegeversicherung aufgeführt sind. 

 
7 Bei Dienstleistungen, die sowohl auf öffentlichem Gelände als auch auf Privatgelände 

durchgeführt werden (z.B. Straßen- und Gehwegreinigung, Winterdienst), sind nur Auf-
wendungen für Dienstleistungen auf Privatgelände begünstigt. Dies gilt auch dann, wenn eine 
konkrete Verpflichtung besteht (z.B. zur Reinigung und Schneeräumung von öffentlichen 
Gehwegen und Bürgersteigen). 
 

8 Umzugsdienstleistungen für Privatpersonen gehören - abzüglich Erstattungen Dritter - eben-
falls zu den haushaltsnahen Dienstleistungen. Auch geringfügige Beschäftigungsverhältnisse, 
die durch Wohnungseigentümergemeinschaften und Vermieter im Rahmen ihrer Vermieter-
tätigkeit eingegangen werden, sind als haushaltsnahe Dienstleistungen zu berücksichtigen. 

 
9 Für Pflege- und Betreuungsleistungen für Personen, bei denen ein Schweregrad der Pflegebe-

dürftigkeit der Pflegestufen I bis III im Sinne der §§ 14, 15 SGB XI besteht, die nach § 43 
Abs. 3 SGB XI als Härtefall anerkannt sind oder die Leistungen der Pflegeversicherung be-
ziehen, verdoppelt sich der Höchstbetrag der Steuerermäßigung (§ 35a Abs. 2 Satz 1, 2. Halb-
satz EStG). Dies gilt nicht für Aufwendungen von Personen der sog. Pflegestufe 0, die nach 
dem BFH-Urteil vom 10. Mai 2007 (Az. III R 39/05) ihnen gesondert in Rechnung gestellte 
Pflegesätze nach § 33 EStG als außergewöhnliche Belastung geltend machen können. Der 
Nachweis ist durch eine Bescheinigung (z.B. Leistungsbescheid oder -mitteilung) der sozialen 
Pflegekasse oder des privaten Versicherungsunternehmens, das die private Pflichtversiche-
rung durchführt, durch ein amtsärztliches Attest oder nach § 65 Abs. 2 EStDV zu führen. Die 
Steuerermäßigung steht neben der steuerpflichtigen pflegebedürftigen Person auch deren An-
gehörigen zu, wenn sie für Pflege- oder Betreuungsleistungen aufkommen, die im inländi-
schen Haushalt des Steuerpflichtigen oder im Haushalt der gepflegten oder betreuten Person 
durchgeführt werden. Die Leistungen der Pflegeversicherung sind anzurechnen, d.h. es führen 
nur diejenigen Aufwendungen zu einer Steuerermäßigung, die nicht durch die Verwendung 
der Leistungen der Pflegeversicherung finanziert werden können. Die Steuerermäßigung ist 
haushaltsbezogen. Werden z.B. zwei pflegebedürftige Personen in einem Haushalt gepflegt, 
kann die Steuerermäßigung nur einmal in Anspruch genommen werden. 
 

10 Nimmt die pflegebedürftige Person den erhöhten Behinderten-Pauschbetrag nach § 33b 
Abs. 3 Satz 3 EStG in Anspruch, schließt dies eine Berücksichtigung der Pflegeaufwendun-
gen nach § 35a Abs. 2 EStG bei ihr aus. Das Gleiche gilt für einen Angehörigen, wenn der 
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hörige den Pflege-Pauschbetrag nach § 33b Abs. 6 EStG in Anspruch, schließt dies eine 
Berücksichtigung der Pflegeaufwendungen nach § 35a Abs. 2 EStG bei ihm aus. 
 
5. Haushalt des Steuerpflichtigen 

11 Voraussetzung für die Steuerermäßigung nach § 35a EStG ist, dass das haushaltsnahe Be-
schäftigungsverhältnis, die haushaltsnahe Dienstleistung bzw. die Handwerkerleistung in 
einem inländischen Haushalt des Steuerpflichtigen ausgeübt bzw. erbracht wird. Beschäfti-
gungsverhältnisse oder Dienstleistungen, die ausschließlich Tätigkeiten zum Gegenstand 
haben, die außerhalb des Haushalts des Steuerpflichtigen ausgeübt bzw. erbracht werden, sind 
nicht begünstigt. Danach gehört z.B. die Tätigkeit einer Tagesmutter nur zu den begünstigten 
Tätigkeiten im Sinne des § 35a EStG, wenn die Betreuung im Haushalt des Steuerpflichtigen 
erfolgt. Die Begleitung von Kindern, kranken, alten oder pflegebedürftigen Personen bei Ein-
käufen und Arztbesuchen sowie kleine Botengänge usw. sind nur dann begünstigt, wenn sie 
zu den Nebenpflichten der Haushaltshilfe, des Pflegenden oder Betreuenden im Haushalt ge-
hören. Liegen jedoch die Voraussetzungen des § 35a Abs. 2 Satz 1, 2. Halbsatz EStG vor, so 
ist die Inanspruchnahme von Pflege- und Betreuungsdiensten auch dann begünstigt, wenn die 
Pflege und Betreuung nicht im Haushalt des Steuerpflichtigen, sondern im Haushalt der ge-
pflegten oder betreuten Person durchgeführt wird. 

 
12 Eine Inanspruchnahme der Steuerermäßigung nach § 35a Abs. 1 oder 2 EStG ist auch mög-

lich, wenn sich der eigenständige und abgeschlossene Haushalt in einem Heim befindet. In 
diesem Fall sind die im Haushalt des Heimbewohners erbrachten und individuell abgerech-
neten Dienstleistungen (z.B. Reinigung des Appartements, Pflege- oder Handwerkerleistun-
gen im Appartement) begünstigt. Ein Haushalt in einem Heim ist gegeben, wenn die Räum-
lichkeiten des Steuerpflichtigen von ihrer Ausstattung für eine Haushaltsführung geeignet 
sind (Bad, Küche, Wohn- und Schlafbereich), individuell genutzt werden können (Abschließ-
barkeit) und eine eigene Wirtschaftsführung des Steuerpflichtigen nachgewiesen oder glaub-
haft gemacht wird. 

 
13 Zum inländischen Haushalt des Steuerpflichtigen gehört auch eine Wohnung, die der Steuer-

pflichtige einem bei ihm zu berücksichtigenden Kind (§ 32 EStG) zur unentgeltlichen Nut-
zung überlässt. Das Gleiche gilt für eine vom Steuerpflichtigen tatsächlich eigengenutzte 
Zweit-, Wochenend- oder Ferienwohnung. Der Steuerpflichtige kann deshalb für Leistungen, 
die in diesen Wohnungen durchgeführt werden, bei Vorliegen der sonstigen Voraussetzungen 
die Steuerermäßigung nach § 35a EStG in Anspruch nehmen. Die Steuerermäßigung wird 
jedoch auch bei Vorhandensein mehrerer Wohnungen insgesamt nur einmal bis zu den jewei-
ligen Höchstbeträgen gewährt. 
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II Inanspruchnahme von Handwerkerleistungen (§ 35a Abs. 2 Satz 2 EStG) 
 

14 § 35a Abs. 2 Satz 2 EStG gilt für alle handwerklichen Tätigkeiten für Renovierungs-, Erhal-
tungs- und Modernisierungsmaßnahmen, die in einem inländischen Haushalt des Steuer-
pflichtigen erbracht werden, unabhängig davon, ob es sich um regelmäßig vorzunehmende 
Renovierungsarbeiten oder kleine Ausbesserungsarbeiten handelt, die gewöhnlich durch Mit-
glieder des privaten Haushalts erledigt werden, oder um Erhaltungs- und Modernisierungs-
maßnahmen, die im Regelfall nur von Fachkräften durchgeführt werden. Zu den handwerk-
lichen Tätigkeiten zählen u.a.: 
 
 -     Arbeiten an Innen- und Außenwänden, 
 -     Arbeiten am Dach, an der Fassade, an Garagen, o.ä., 
 -     Reparatur oder Austausch von Fenstern und Türen, 

- Streichen/Lackieren von Türen, Fenstern (innen und außen), Wandschränken, 
Heizkörpern und -rohren, 

- Reparatur oder Austausch von Bodenbelägen (z.B. Teppichboden, Parkett, Flie-
sen), 

- Reparatur, Wartung oder Austausch von Heizungsanlagen, Elektro-, Gas- und 
Wasserinstallationen, 

- Modernisierung oder Austausch der Einbauküche, 
- Modernisierung des Badezimmers,  
- Reparatur und Wartung von Gegenständen im Haushalt des Steuerpflichtigen  

(z.B. Waschmaschine, Geschirrspüler, Herd, Fernseher, Personalcomputer und 
andere Gegenstände, die in der Hausratversicherung mitversichert werden kön-
nen), 

- Maßnahmen der Gartengestaltung, 
- Pflasterarbeiten auf dem Wohngrundstück, 

 
unabhängig davon, ob die Aufwendungen für die einzelne Maßnahme Erhaltungs- oder Her-
stellungsaufwand darstellen. Handwerkliche Tätigkeiten im Rahmen einer Neubaumaßnahme 
sind nicht begünstigt. Als Neubaumaßnahme gelten alle Maßnahmen, die im Zusammenhang 
mit einer Nutz- oder Wohnflächenschaffung bzw. -erweiterung anfallen. 
 

15 Auch Aufwendungen zur Überprüfung von Anlagen (z.B. Gebühr für den Schornsteinfeger 
oder für die Kontrolle von Blitzschutzanlagen) sind begünstigt. Das Gleiche gilt für hand-
werkliche Leistungen für Hausanschlüsse (z.B. Kabel für Strom oder Fernsehen), soweit die 
Aufwendungen die Zuleitungen zum Haus oder zur Wohnung betreffen und nicht im Rahmen 
einer Neubaumaßnahme anfallen; Aufwendungen im Zusammenhang mit Zuleitungen, die 
sich auf öffentlichen Grundstücken befinden, sind nicht begünstigt. Entsprechendes gilt für 
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gleichbar mit Gutachtertätigkeiten sind (vgl. auch Rdnr. 29). 
 

16 Das beauftragte Unternehmen muss nicht in die Handwerksrolle eingetragen sein; es können 
auch Kleinunternehmer im Sinne des § 19 Abs. 1 Umsatzsteuergesetz mit der Leistung be-
auftragt werden. 

 
III Anspruchsberechtigte 
 

17 Der Steuerpflichtige kann die Steuerermäßigung nach § 35a Abs. 1 oder 2 EStG grundsätzlich 
nur in Anspruch nehmen, wenn er in Fällen des § 35a Abs. 1 EStG Arbeitgeber oder in Fällen 
des § 35a Abs. 2 EStG Auftraggeber ist. Dies gilt auch für einen Heimbewohner, der im Heim 
einen eigenständigen abgeschlossenen Haushalt führt (vgl. dazu auch Rdnr. 12). 
 

18 Für Wohnungseigentümergemeinschaften gilt Folgendes: 
 
Besteht ein Beschäftigungsverhältnis zu einer Wohnungseigentümergemeinschaft (z.B. bei 
Reinigung und Pflege von Gemeinschaftsräumen) oder ist eine Wohnungseigentümergemein-
schaft Auftraggeber der haushaltsnahen Dienstleistung bzw. der handwerklichen Leistung, 
kommt für den einzelnen Wohnungseigentümer eine Steuerermäßigung in Betracht, wenn in 
der Jahresabrechnung 

• die im Kalenderjahr unbar gezahlten Beträge nach den begünstigten haushaltsnahen 
Beschäftigungsverhältnissen (zur Berücksichtigung von geringfügigen Beschäfti-
gungsverhältnissen - siehe Rdnr. 8), Dienstleistungen und Handwerkerleistungen 
(§ 35a Abs. 1 Nr. 2, Abs. 2 Satz 1 und Abs. 2 Satz 2 EStG) jeweils gesondert aufge-
führt sind, 

• der Anteil der steuerbegünstigten Kosten (Arbeits- und Fahrtkosten, siehe auch 
Rdnr. 29) ausgewiesen ist und 

der Anteil des jeweiligen Wohnungseigentümers individuell errechnet wurde. 
Hat die Wohnungseigentümergemeinschaft zur Wahrnehmung ihrer Aufgaben und Interessen 
einen Verwalter bestellt und ergeben sich die Angaben nicht aus der Jahresabrechnung, ist der 
Nachweis durch eine Bescheinigung des Verwalters über den Anteil des jeweiligen Woh-
nungseigentümers zu führen. Ein Muster für eine derartige Bescheinigung ist als Anlage bei-
gefügt. 
 

19 Auch der Mieter einer Wohnung bzw. der Heimbewohner kann die Steuerermäßigung nach 
§ 35a EStG beanspruchen, wenn die von ihm zu zahlenden Nebenkosten Beträge umfassen, 
die für ein haushaltsnahes Beschäftigungsverhältnis, für haushaltsnahe Dienstleistungen oder 
für handwerkliche Tätigkeiten geschuldet werden und sein Anteil an den vom Vermieter bzw. 
vom Träger des Heimes unbar gezahlten Aufwendungen entweder aus der Jahresabrechnung 
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walters bzw. des Trägers des Heimes nachgewiesen wird. 
 
20 Schließen sich mehrere Steuerpflichtige als Arbeitgeber für ein haushaltsnahes 

Beschäftigungsverhältnis zusammen (sog. Arbeitgeber-Pool), kann jeder Steuerpflichtige die 
Steuerermäßigung für seinen Anteil an den Aufwendungen in Anspruch nehmen, wenn für die 
an dem Arbeitgeber-Pool Beteiligten eine Abrechnung über die im jeweiligen Haushalt ausge-
führten Arbeiten vorliegt. Wird der Gesamtbetrag der Aufwendungen für das Beschäftigungs-
verhältnis durch ein Pool-Mitglied überwiesen, gelten die Regelungen für Wohnungseigen-
tümer und Mieter (vgl. Rdnr. 18 und 19) entsprechend. 

 
IV Begünstigte Aufwendungen 
 
1. Ausschluss der Steuerermäßigung bei Betriebsausgaben oder Werbungskosten 

21 Die Steuerermäßigung für Aufwendungen ist ausgeschlossen, wenn diese zu den Betriebs-
ausgaben oder Werbungskosten gehören. Gemischte Aufwendungen (z.B. für eine Reini-
gungskraft, die auch das beruflich genutzte Arbeitszimmer reinigt) sind unter Berücksichti-
gung des zeitlichen Anteils der zu Betriebsausgaben oder Werbungskosten führenden Tätig-
keiten an der Gesamtarbeitszeit aufzuteilen. 
 
2. Ausschluss der Steuerermäßigung bei Berücksichtigung der Aufwendungen als 

Sonderausgaben oder außergewöhnliche Belastungen; Aufwendungen für Kin-
derbetreuung 

22 Eine Steuerermäßigung nach § 35a EStG kommt nur in Betracht, soweit die Aufwendungen 
nicht vorrangig als Sonderausgaben (z.B. Erhaltungsmaßnahme nach § 10f EStG) oder als 
außergewöhnliche Belastungen berücksichtigt werden. Für den Teil der Aufwendungen, der 
durch den Ansatz der zumutbaren Belastung nach § 33 Abs. 3 EStG nicht als außergewöhn-
liche Belastung berücksichtigt wird, kann der Steuerpflichtige die Steuerermäßigung nach 
§ 35a EStG in Anspruch nehmen. Werden im Rahmen des § 33 EStG Aufwendungen geltend 
gemacht, die dem Grunde nach sowohl bei § 33 EStG als auch bei § 35a EStG berücksichtigt 
werden können, ist davon auszugehen, dass die zumutbare Eigenbelastung vorrangig auf die 
nach § 35a EStG begünstigten Aufwendungen entfällt. 

 
23 Fallen Kinderbetreuungskosten unter die Regelungen der §§ 4f oder 9 Abs. 5 Satz 1 bzw. § 10 

Abs. 1 Nr. 5 oder 8 EStG, kommt ein Abzug nach § 35a EStG nicht in Betracht (§ 35a Abs. 1 
Satz 1 und Abs. 2 Satz 3 EStG). Dies gilt sowohl für den Betrag, der zwei Drittel der Auf-
wendungen für Dienstleistungen übersteigt, als auch für alle Aufwendungen, die den Höchst-
betrag von 4.000 Euro je Kind übersteigen. 

 
24 Bei Aufnahme eines Au-pairs in eine Familie fallen in der Regel neben den Aufwendungen 

für die Betreuung der Kinder auch Aufwendungen für leichte Hausarbeiten an. Wird der 
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§ 10 Abs. 1 Nr. 5 oder 8 EStG nachgewiesen (vgl. Rdnr. 5 des BMF-Schreibens vom 
19. Januar 2007, BStBl I S. 184), kann ein Anteil von 50 Prozent der Gesamtaufwendungen 
im Rahmen der Steuerermäßigung für haushaltsnahe Dienstleistungen nach § 35a Abs. 2 
Satz 1 EStG berücksichtigt werden, wenn die übrigen Voraussetzungen des § 35a EStG vor-
liegen. 
 
3. Umfang der begünstigten Aufwendungen 

25 Zu den begünstigten Aufwendungen des Steuerpflichtigen nach § 35a Abs. 1 EStG gehört der 
Bruttoarbeitslohn oder das Arbeitsentgelt (bei Anwendung des Haushaltsscheckverfahrens 
und geringfügiger Beschäftigung im Sinne des § 8a SGB IV) sowie die vom Steuerpflichtigen 
getragenen Sozialversicherungsbeiträge, die Lohnsteuer ggf. zuzüglich Solidaritätszuschlag 
und Kirchensteuer, die Umlagen nach dem Aufwendungsausgleichsgesetz (U 1 und U 2) und 
die Unfallversicherungsbeiträge, die an den Gemeindeunfallversicherungsverband abzuführen 
sind. 
 

26 Als Nachweis dient bei geringfügigen Beschäftigungsverhältnissen nach § 35a Abs. 1 Satz 1 
Nr. 1 EStG (vgl. dazu auch Rdnr. 2), für die das Haushaltsscheckverfahren Anwendung fin-
det, die dem Arbeitgeber von der Einzugstelle (Minijob-Zentrale) zum Jahresende erteilte 
Bescheinigung nach § 28h Abs. 4 SGB IV. Diese enthält den Zeitraum, für den Beiträge zur 
Rentenversicherung gezahlt wurden, die Höhe des Arbeitsentgelts sowie die vom Arbeitgeber 
getragenen Gesamtsozialversicherungsbeiträge und Umlagen. Zusätzlich wird in der Beschei-
nigung die Höhe der einbehaltenen Pauschsteuer beziffert. 
 

27 Bei sozialversicherungspflichtigen haushaltsnahen Beschäftigungsverhältnissen nach § 35a 
Abs. 1 Satz 1 Nr. 2 EStG, für die das allgemeine Beitrags- und Meldeverfahren zur Sozialver-
sicherung gilt und bei denen die Lohnsteuer pauschal oder nach Maßgabe der vorgelegten 
Lohnsteuerkarte erhoben wird, sowie bei geringfügigen Beschäftigungsverhältnissen ohne 
Haushaltsscheckverfahren gelten die allgemeinen Nachweisregeln für die Steuerermäßigung. 
 

28 Die Höchstbeträge nach § 35a Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 und 2 EStG mindern sich für jeden vollen 
Kalendermonat, in dem die Voraussetzungen nach § 35a Abs. 1 Satz 1 EStG nicht vorgelegen 
haben, um ein Zwölftel. 
 

29 Nach § 35a Abs. 2 EStG sind nur die Aufwendungen für die Inanspruchnahme der haushalts-
nahen Tätigkeit selbst, für Pflege- und Betreuungsleistungen bzw. für Handwerkerleistungen 
einschließlich der in Rechnung gestellten Maschinen- und Fahrtkosten begünstigt. Material-
kosten oder sonstige im Zusammenhang mit der Dienstleistung, den Pflege- und Betreuungs-
leistungen bzw. den Handwerkerleistungen gelieferte Waren (z.B. Stützstrümpfe, Pflegebett, 
Fliesen, Tapeten, Farbe oder Pflastersteine) bleiben außer Ansatz. Dies gilt nicht für 
Verbrauchsmittel (z.B. Schmier-, Reinigungs- oder Spülmittel, Streugut). Aufwendungen, bei 
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die Entsorgung als Nebenleistung zur Hauptleistung anzusehen ist (z.B. Fliesenabfuhr bei 
Neuverfliesung eines Bades, Grünschnittabfuhr bei Gartenpflege). Auch Aufwendungen, bei 
denen eine Gutachtertätigkeit im Vordergrund steht, sind nicht begünstigt. Das Gleiche gilt 
für Verwaltergebühren. 

 
30 Der Anteil der Arbeitskosten muss grundsätzlich anhand der Angaben in der Rechnung 

gesondert ermittelt werden können. Auch eine prozentuale Aufteilung des Rechnungsbetrages 
in Arbeitskosten bzw. Materialkosten durch den Rechnungsaussteller ist zulässig. Bei War-
tungsverträgen ist es nicht zu beanstanden, wenn der Anteil der Arbeitskosten, der sich auch 
pauschal aus einer Mischkalkulation ergeben kann, aus einer Anlage zur Rechnung hervor-
geht. Abschlagszahlungen können nur dann berücksichtigt werden, wenn hierfür eine Rech-
nung vorliegt, welche die Voraussetzungen des § 35a EStG erfüllt. Ein gesonderter Ausweis 
der auf die Arbeitskosten entfallenden Mehrwertsteuer ist nicht erforderlich.  

 
31 Aufwendungen für haushaltsnahe Dienstleistungen oder Handwerkerleistungen, die im 

Zusammenhang mit Versicherungsschadensfällen entstehen, können nur berücksichtigt wer-
den, soweit sie nicht von der Versicherung erstattet werden. Dabei sind nicht nur erhaltene 
sondern auch in späteren Veranlagungszeiträumen zu erwartende Versicherungsleistungen zu 
berücksichtigen. 

 
32 Für die Inanspruchnahme der Steuerermäßigung ist auf den Veranlagungszeitraum der Zah-

lung abzustellen (§ 11 Abs. 2 EStG). Bei regelmäßig wiederkehrenden Ausgaben (z.B. nach-
trägliche monatliche Zahlung oder monatliche Vorauszahlung einer Pflegeleistung), die in-
nerhalb eines Zeitraums von bis zu zehn Tagen nach Beendigung bzw. vor Beginn eines 
Kalenderjahres fällig und geleistet worden sind, werden die Ausgaben dem Kalenderjahr zu-
gerechnet, zu dem sie wirtschaftlich gehören. Bei geringfügigen Beschäftigungsverhältnissen 
gehören die Abgaben für das in den Monaten Juli bis Dezember erzielte Arbeitsentgelt, die 
erst am 15. Januar des Folgejahres fällig werden, noch zu den begünstigten Aufwendungen 
des Vorjahres. 

 
33 Bei Wohnungseigentümern und Mietern ist erforderlich, dass die auf den einzelnen Woh-

nungseigentümer und Mieter entfallenden Aufwendungen für haushaltsnahe Beschäftigungs-
verhältnisse und Dienstleistungen sowie für Handwerkerleistungen entweder in der Jahresab-
rechnung gesondert aufgeführt oder durch eine Bescheinigung des Verwalters oder Vermie-
ters nachgewiesen sind. Aufwendungen für regelmäßig wiederkehrende Dienstleistungen (wie 
z.B. Reinigung des Treppenhauses, Gartenpflege, Hausmeister) werden grundsätzlich anhand 
der geleisteten Vorauszahlungen im Jahr der Vorauszahlungen berücksichtigt, einmalige 
Aufwendungen (wie z.B. Handwerkerrechnungen) dagegen erst im Jahr der Genehmigung der 
Jahresabrechnung. Es ist aber auch nicht zu beanstanden, wenn Wohnungseigentümer die 
gesamten Aufwendungen erst in dem Jahr geltend machen, in dem die Jahresabrechnung im 
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Nebenkostenabrechnung der Mieter. Handwerkerleistungen, die im Jahr 2005 erbracht wor-
den sind, sind aber auch dann nicht begünstigt, wenn die Jahresabrechnung 2005 im Jahr 2006 
durch die Eigentümerversammlung genehmigt worden ist. 

 
34 Die Höchstbeträge nach § 35a EStG können nur haushaltsbezogen in Anspruch genommen 

werden (§ 35a Abs. 3 EStG). Leben z.B. zwei Alleinstehende im gesamten Veranlagungszeit-
raum in einem Haushalt und sind beide Arbeitgeber haushaltsnaher Beschäftigungsverhält-
nisse bzw. Auftraggeber haushaltsnaher Dienstleistungen, von Pflege- und Betreuungsleistun-
gen oder von Handwerkerleistungen, erfolgt die Aufteilung der Höchstbeträge grundsätzlich 
nach Maßgabe der jeweiligen Aufwendungen, es sei denn, es wird einvernehmlich eine 
andere Aufteilung gewählt. Dies gilt auch für Partner einer eingetragenen Lebenspartner-
schaft. 
 
4. Nachweis 

35 Sowohl bei Aufwendungen im Rahmen einer haushaltsnahen Dienstleistung als auch bei 
Handwerker- oder Pflege- und Betreuungsleistungen im Sinne des § 35a Abs. 2 EStG ist die 
Steuerermäßigung davon abhängig, dass der Steuerpflichtige die Aufwendungen durch Vor-
lage einer Rechnung und die Zahlung auf ein Konto des Erbringers der Leistung durch einen 
Beleg des Kreditinstituts nachweist (§ 35a Abs. 2 Satz 5 EStG). Bei Wohnungseigentümern 
und Mietern sind die sich aus Rdnr. 33 ergebenden Nachweise mit der Antragstellung vor-
zulegen. 
 

36 Die Zahlung auf das Konto des Erbringers der Leistung erfolgt in der Regel durch Überwei-
sung. Beträge, für deren Begleichung ein Dauerauftrag eingerichtet worden ist oder die durch 
eine Einzugsermächtigung abgebucht oder im Wege des Online-Bankings überwiesen wur-
den, können in Verbindung mit dem Kontoauszug, der die Abbuchung ausweist, anerkannt 
werden. Dies gilt auch bei Übergabe eines Verrechnungsschecks oder der Teilnahme am 
Electronic-Cash-Verfahren oder am elektronischen Lastschriftverfahren. Barzahlungen kön-
nen nicht anerkannt werden. 
 
V Mehrfache Inanspruchnahme der Steuerermäßigungen 
 

37 Neben der Steuerermäßigung nach § 35a Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 EStG für ein geringfügiges Be-
schäftigungsverhältnis im Sinne des § 8a SGB IV kann der Steuerpflichtige auch die Steu-
erermäßigung nach Nummer 2 der Vorschrift für ein sozialversicherungspflichtiges Beschäfti-
gungsverhältnis beanspruchen. Liegen die Voraussetzungen für die Inanspruchnahme der 
Steuerermäßigung nach § 35a Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 oder 2 EStG vor, ist für das hiernach för-
derbare Beschäftigungsverhältnis die Steuerermäßigung nach § 35a Abs. 2 Satz 1 und 2 EStG 
ausgeschlossen (§ 35a Abs. 2 Satz 4 EStG). 
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38 Dieses Schreiben ist ab dem Veranlagungszeitraum 2006 anzuwenden und ersetzt ab diesem 

Zeitraum die BMF-Schreiben vom 1. November 2004 (BStBl I S. 958) und vom  
3. November 2006 (BStBl I S. 711). Für die Inanspruchnahme des § 35a Abs. 2 Satz 2 EStG 
im Veranlagungszeitraum 2006 ist erforderlich, dass sowohl die Erbringung der Leistung als 
auch die Bezahlung im Veranlagungszeitraum 2006 erfolgte (§ 52 Abs. 50b EStG). 
 

39 Rdnr. 8 und 20 sind in allen noch offenen Fällen ab dem Veranlagungszeitraum 2003 anzu-
wenden. Das Gleiche gilt für die Rdnrn. 12, 18 und 19 (Heimbewohner, Wohnungseigen-
tümergemeinschaften, Mieter), soweit es um die Anwendung des § 35a Abs. 1 und Abs. 2 
Satz 1 EStG geht. Für Kalenderjahre bis einschließlich 2006 kann abweichend von Rdnr. 30 
Satz 1 der Anteil der steuerbegünstigten Arbeitskosten an den Aufwendungen im Schät-
zungswege ermittelt werden; in den Fällen der Rdnr. 33 Satz 2 zweiter Halbsatz und Satz 3 
können die in Rechnungen des Jahres 2006 im Schätzungswege ermittelten Arbeitskosten 
auch im Veranlagungszeitraum 2007 geltend gemacht werden. 
 

 Dieses Schreiben wird im Bundessteuerblatt Teil I veröffentlicht. 
 
Im Auftrag 
Weiser  
 


